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I Verordnungen und Entscheidungen.
Z.

Gewerbsmäßige Herstellung von Plänen re.
Erlaß der k. k. n .-ö . Statthaltern vom 29 . März 1905,

Z . 1-2062 , Mag . B .-A. IX , 51684 06:
Das k. k. Ministerium des Innern hat mit dem Erlaffe vom 17 . März

1905 , Z . 1854 , dem Rekurse des R . E . in Wien gegen die Entscheidung der
Statlhalterei vom 7 . September 1804 , Z . 1-2052 , mit welcher der dem Ge¬
nannten vom magistralischen Bezirksamts für den IX . Bezirk am 8 . März 1898
ansgestellte Gewerbeschein zur gewerbsmäßigen „ Herstellung von Plänen,
Architekturszeichnungen , Kostenüberschlägeu und Überprüfungen im Grunde
des ß 146 , Absatz 2 G .-O ., zurückgenommen wurde , keine Folge gegeben , weil
sich die bezeichnete Beschäftigung als eine künstlerische, der Gewerbeordnung
nicht unterliegende Tätigkeit darstellt.

2.
Zeitpunkt der definitiven Anstellung der Lehrpersonen

an den öffentlichen Volks - nnd Bürgerschule » .

Erkenntnis des k. k. Vermaltnngsgerichtshofes vom 16 . Mas
1906 , Nr . 5690/06 , Mag .-Abt . XV , 8366/06:

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hak unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsidenten Freiherrn v . Jakobi,  in Gegenwart der Räte des k. k. Ver-
waltungsgerichlshofes Truxa  Freiherr » v . Ho ck, Krupsky  nnd Dr . Sr b,
dann des Schriftführers k. k. Hof -Sekretär Dr . Freiherrn v. Numler,  über
die Beschwerde des Josef Hödl  in Wien gegen die Entscheidung des k. k.
Ministeriums für Kultus und Unterricht vom 21 . Oktober 1905 , Z . 26734
betreffend die Anerkennung einer Dienstalterszulage , nach der am 16. Mai
1906 durchgesührten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach An-
börung des Vortrages des Referenten , sowie der Anssührungen des namens
der Beschwerde erschienenen Hof - und Gerichtsadvokaten Dr . Julius Ofner
und des für die belangte Behörde intervenierenden k. k. Miuisterial -Konzipisten
Dr . Freiherr » v. Kallina,  zu Recht erkannt:

Die angesochtene Entscheidung wird als gesetzlich nicht begründet aus¬
gehoben.

Eutscheidungsgründe.

Der Beschwerdeführer ist im Jahre 1884 vom Bezirksschulräte Hernals
als definitiver Unterlehrer präsentiert (ernannt ) und dem niederösterreichischen
Landesschulrate angezeigt worden (Z 10 des Gesetzes vom 5 . April 1870,
L.-G .-Bl . Nr . 35 ). Der Landesschulrat hat diese Präsentation nicht beanständet
und den Bezirksschulrat mit Erlaß vom 22 . Oktober 1884 beauftragt , das
Anstellnngsdekret auszufertigen.

Dieser Erlaß ist dem Bezirksschulräte am 10 . November 1884 zuge¬
kommen , worauf derselbe am 12 . November 1884 dem Beschwerdeführer das

11 . Ausfertigung von Arbeitsbüchern.
12 . Bestellung eines Honorar - General -Konsuls der Republik Paraguay.
13 . Bestellung eines kaiserlich russischen General -Konsuls in Wien.
14 . Gewerberechtliche Behandlung der Anfertigung von Bauplänen , Fassaden,

Architekturzeichnungen rc.

»s . Normativbestimmuugeu:
Magistrat:

15 . Vorlage der Ansuchen um Anweisung des höheren Taggeldes oder des
- höheren Kanzlisten -Monatsbezuges.

16 Zentralisierung der Amtshandlungen über Zessionen , Verbote und Voll¬
machten städtischer Kontrahenten.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte im Jahre  1906
publizierten Gesetze und Verordnungen.

Anstellnngsdekret ausgesertigt und ihm gleichzeitig sein Diensteinkommen vom
1 . November , dem ersten Tage des auf das Datum des landesschulrätlichen
Erlasses folgenden Monates an , angewiesen hat.

Die nach Ablauf von je fünf Dienstjahren fälligen Dienstalterszulagen
sind dem Beschwerdeführer nun zuerkannt worden.

1 . Die erste vom 1. November 1889 an;
2 . die zweite aber erst vom 1. Dezember 1894 an , als dem Zeitpunkt

der Vollendung des zweiten anrechenbaren Dicnstquinguenniums , weil ihm erst
vom 1. Dezember 1884 ein Recht auf die mit der definitiven Dienstanstellung
verbundenen Bezüge erwachsen sei. Ein Rechtsmittel gegen den bezüglichen mit
eiucr Rechtsmittelbelehrnng versehenen Erlaß des Bezirksschulrates hat der Be-
ichwerdesührer nicht ergriffen;

3 . auch die dritte erst vom 1. Dezember 1899 an.
Das Begehren des Beschwerdeführers um Anweisung dieser Zulage schon

vom 1. November an wurde im Jnstanzenzuge vom Ministerium für Kultus
und Unterricht abgewiesen , weil die definitive Dienstzeit einer Lehrperson vom

i Datum des vom Präsentationsberechtigten ausgestellten Anstellungsdekretes an
zu berechnen sei. da mit der Ausfertigung dieses Dekretes die Ernennung einer
Lehrperson im öffentlichen Schuldienste abgeschlossen erscheint.

Eine Beschwerde gegen diese Entscheidung hat der Beschwerdeführer
Hiergerichts nicht eingebracht.

4 . auch die vierte erst vom 1 . Dezember 1904 an.
Das Begehren des Beschwerdeführers um Zuweisung vom I . November

an wurde mit der angefochtenen Entscheidung abgewiesen und dies zwar einer¬
seits aus den Gründen der Entscheidung über das gleiche Begehren des Be¬
schwerdeführers hinsichtlich der dritten Dienstalterszulage und andererseits auch

^ darum , „weil mit der letzteren Entscheidung der 1 . Dezember 1899 endgültig
als Aufallstag der dritten Zulage festgestellt worden sei und weil nach dem
Eikenntniffe des Verwaltungsgerichtshofes vom 18 . März 1803 , Z . 3359 , eine
weitere Dienstalterszulage crst nach Ablauf von fünf definitiven mit ent-

i sprechender Verwendung zurückgelegten Dienstjahren vom Zeitpunkte des An¬
falles ber vorhergehenden Dienstalterszulage an gerechnet erwachse " .

Bei dieser Sachlage oblag es dem Verwaltungsgerichlshofe über die vor-
^ liegende Beschwerde zunächst zu untersuchen , ob in der Tat die Rechtskraft der

Entscheidung , mit welcher der Ansallstag der dritten , im Jahre 1899 fällig
gewordenen Dienstalterszulage des Beschwerdeführers festgestellt worden ist,

I der selbständigen Prüfung der Frage nach dem Anfallstage der nächstfolgenden
Zulage entgegensteht . Es steht nun wohl außer Frage , daß in allen Fällen,

! bei denen infolge nicht entsprechenden Verhallens einer Lehrperson ihr Anspruch
auf eine solche Zulage verloren geht , derart , daß sie erst wieder nach Rückkehr
zu einem entsprechenden Verhalten fünf Dienstjahre vollenden muß , um eine
weitere Zulage zu bekommen , der Anfallslag dieser nächsten Zulage gleichzeitig
— die Fortdauer des entsprechenden Verhaltens ohne neuerliche , einen Verlust

^ des Anspruches nach sich ziehende Zwischenfälle vorausgesetzt — auch maß¬
gebend ist für den Anfallstag der weiters folgenden Zulagen . Dies hat aber
nicht darin seinen Grund , weil die Rechtskraft der Entscheidung über den An-
fallstag der bezüglichen nächsten Zulage formell eine selbständige Erörterung
derselben Frage bei der Entscheidung über die Anfallstage der späteren Zu-
lagen ausschließt , sondern darin , daß dieselben Umstände und insbesondere die
Erwägung , daß ein nicht ununterbrochen mit entsprechender Verwendung
zngebrachter Dienzeitabschnilt bei der Berechnung der fünfjährigen Dienstperiode
für Bestimmung des Anfallstages der Dienstalterszulagen überhaupt dauernd
und ganz außer Betracht zu bleiben hat , materiell auch bei diesen späteren
Entscheidungen Ausschlag geben und zu dem gleichen Ergebnisse führen müssen.
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Hieraus ergibt sich, daß die formelle Rechtskraft einer Entscheidung über
den Anfallstag einer Dienstalterszulage nicht über den jeweils in Verhandlung
stehenden Gegenstand hinausreicht, im vorliegenden Falle dürfte daher der
Beschwerdeführer mit seinem neuen selbständigen Ansprüche hinsichtlich des An-
fallstagcs seiner vierten Dienstalteiszulage nicht, wie dies geschehen ist, auf die
frühere, entgültige Entscheidung verwiesen werden, die sich ausschließlichauf
den Aufallstag seiner dritten Zulage bezog.

Es war sonach in die Prüfung der Gesetzmäßigkeitder angefochtenen
Entscheidung selbständig, ohne Rücksicht aus den Inhalt des vorerwähnten
früheren Ausspruches der Unterrichtsrerwaltung einzugehen. Da die Dienstzeit
des Beschwerdeführers seit seiner Ernennung zum definitiven Unterlehrer durch
keine Zwischenfälle unterbrochen mar, sein Verhalten niemals zu einem Verluste
eines Teiles der Dienstzeit in Bezug auf den Anfall einer Dienstalterszulage
Anlaß gegeben hat, muß bei Feststellung des Änfallstaqes auch der in Rede
stehenden vierten Zulage auf den Tag zurückgegangen werden, welcher als der
Beginn seines Dienstes in definitiver Anstellung angesehen werden muß.

In dieser Beziehung hat der Berwaltungsgerichtshof folgendes erwogen:
Nach den ZZ 10 bis 13 des maßgebenden Gesetzes vom 5. April 1870,

L.-G -B>. Nr. 35, erfolgt die Bestellung eines Lehrers an einer öffentlichen
Volksschule in der Weis-, daß einerseits der Prüsentations-(Ernennungs-)Be-
rechtigle aus den Bewerbern einen auswählt und dem k. k. Landesschulrate
anzeigt und daß andererseits der letztere krast des ihm durchZ 50 des Reichs-
Volksschulgesetzes vom 14. Mai 1869, R.-G.-Bl. Nr. 62, eingeräumtenAu-
stellungsrechles darüber Beschluß faßt, ob die Präsentation aus einem gesetzlich
anerkannten Grunde zu beanständen oder der Auftrag zur Ausfertigung des
Anstellungsdekretes zu erteilen sei.

Wird dieser Auftrag erteilt, so ist die Anstellung der Lehrpersonen voll¬
zogen. Sie muß also, wenn sie dem Bewerber mitgeteilt wird, in ihrer Rechts-
Wirkung auf jenen Zeitpunkt zurückbezogen werden, in welchem die Landes-
schulbehärde im Sinne der erwähnten gesetzlichen Bestimmungen den entscheidenden
Beschluß gefaßt hat. Alles, was dieser Beschlußfassung nachfolgt(Ausfertigung
des Beschlusses für den Präsentationsberechtiglen und von diesem für den
Ernannten, Beeidigung, Einführung in den Schuldienst, Anweisung des
Diensteseinkommens), ist nur die Ausführung der bereits endgültig erfolgten
Anstellung des Vorgeschlagcnen zum Lehrer; auch äußerlich tritt dies dadurch
in die Erscheinung, daß A 13 die ausdrücklicheBezugnahme aus den Erlaß
des Landesschulrates, offenbar als den für die Rechte des Angestellten ent¬
scheidenden Vorgang, auordnet.

Hinsichtlich des Beschwerdeführers, welcher vor seiner definitiven An¬
stellung bereits in provisorischer Eigenschaft an einer öffentlichen Volksschule
gewirkt hat, ist diese Wirksamkeit also vom Zeitpunkte jenes Beschlusses des
Landesschulrates an als eine solche in definitiver Anstellung anzusehen.

Die angefochteneEntscheidung, welcher die gegenteilige Rechtsanschauung
zugrunde liegt, daß der Tag der Ausfertigungdes Anstellungsdekretes seitens
des Bezirksschulrates, als des Präsentationsberechtigten, in fraglicher Beziehung
maßgebend sei und welche überdies das Recht auf den Bezug des Dienst¬
einkommens erst vom erste» Tage des nächstfolgendenMonates an anerkennt,
mußte daher gemäß§ 7 des Gesetzes vom 22. Oktober 1875, R.-G.-Bl. Nr. 36
er 1876, aufgehoben werden.

Politische Expositur Aussee.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner

vom 11. Oktober 1906, M .-D . 3073/06 (Nvrmalienblatt des
Magistrates Nr . 75) :

Laut Erlasses des k. k. n.-ö. Statthalterei-Präsidiums vom 20. Sep-
tember 1906, Pr .-Z. 2317, bat der Herr Minister des Innern mit dem Erlasse
vom 6. April 1906, Z. 3126, die Exponierung eines politischen Beamten nach
Aussee  für das Gebiet des gleichnamigen Gerichtsbezirkes genehmigt.

Der exponierte Beamte hat seine Amtstätigkeit am 1. Oktober 1906 auf
Grundlage der nachstehenden, vom Herr» Minister des Innern mit Erlaß vom
5. Juli 1906, Z. 4229, genehmigten, im Landes-Gesetz- und Verordnungs-
blalte für Steiermark unter Nr. 72 veröffentlichten Amtsinstruktion begonnen.

* *

Amlsinstrnktio«.
i.

Der exponierte Beamte gehört zum Personalstande der Bezirkshaupt¬
mannschaft in Gröbming und untersteht in allen Personal- und Disziplinar-
angelegenheiten dem dortigen Bezirkshauptmanne.

II.
Dem exponierten politischen Beamten steht die selbständige Erledigung

der ihm übertragenen administrativenGeschäfte der politischen Verwaltung
I . Instanz im Bereiche des ihm zugewiesenen Gerichtsbezirkes zu ; diese Er¬
ledigung hat jedoch stets im Namen des Bezirkshauptmannes und mit der den
Ausfertigungen beizusetzenden Formel: „Für den k. k. Bezirkshauptmann in
Gröbming, der exponierte Kommissär in Auffee" zu erfolgen.

III.

Die Geschäftsführung des exponierten Beamten unterliegt der Oberauf¬
sicht des Bezirkshauptmannes in Gröbming, welcher sich von dem entsprechenden
Fortgange der Geschäfte in der ihm zweckdienlich erscheinenden Weise, sei es
durch Einholung der Akten, sei es durch Vornahme von Inspektionen, die
Überzeugung zu verschaffen hat.

Dem Bezirkshauplmannesteht das Recht zu, einzelne Verhandlungen,
welche in den dem exponierten Beamten übertragenen Wirkungskreis fallen,
zur eigenen Behandlung und Entscheidung an sich zu ziehen.

Von Krankheils- und anderen Verhinderungsfällenhat der exponierte
politische Beamte den Bezirkshauptmann sofort in Kenntnis zu setzen, welchem
es obliegt, die erforderlichen Vorkehrungen für die weitere Besorgung der
Geschäfte desselben zu treffen oder nötigenfalls die Weisungen des Statthalters
einzuholen.

IV.
Der exponierte politische Beamte steht in allen Angelegenheiten des ihm

übertragenen Wirkungskreises mit der Statthaltern und den übrigen Behörden
nnd Organen im unmittelbaren Dienstverkehre.

V.
Der exponierte politische Beamte hat von allen Berichten, welche er über

besondere wichtige Vorfälle in dem ihm zugewiesenen Gerichtsbezirke an den
Statthalter erstattet, gleichzeitig eine Abschrift an den Bezirkshauptmann ein¬
zusenden.

VI.

Die selbständige Amtswirksamkeit des exponierten politischen Beamten
erstreckt sich auf alle in den Wirkungskreis des Bezirkshauptmannes fallenden
administrativen Geschäfte des ihm zugewiesenen Sprengels mit Ausnahme der
nachstehenden hiemit ausschließlich dem Bezirkshauptmannevorbehaltenen
Agenden:

1. der Mobilisierungsangelegenheiten;
2. der Leitung aller Amtshandlungen in Betreff der Durchführung der

Bezirksvertretungs-, Landtags- und Reichsratsmahlen;
3. der Handhabung der Vorschriften über die Wehrpflicht, insbesondere

der Stellungsarbeiten, insoweit als die einheitliche Behandlung dieser Geschäfte
bei der Bezirkshauptmannschaft geboten ist;

4. der Verfassung der Militärtaxnachweisungen;
5. der Erteilung von Pässen und Reisebewilligungen an Personen, welche

stellungs- oder wehrpflichtig sind oder bezüglich welcher irgend ein Bedenken
obwaltet;

6. der Amtshandlungen, welche der Bezirkshauptmannschaft nach dem
Gesetze vom 25. Mai 1868, R.-G.-Bl. Nr. 47, und der Ministerial-Verordnung
vom 1. Juli 1868, R.-G.-Bl. Nr. 80, ferner nach dem Gesetze vom 25. Mai
1868, R.-G.-Bl. Nr. 49, sowie nach dem Gesetze vom 7. Mai 1874, R.-G.-
Bl. Nr. 50 zustehen;

7.  der Volksschulangelegenheiten;
8. der Ausübung des Aufsicht- - und Tutelrechtes des Staates bei geist¬

lichen und weltlichen Stiftungen;
9. der Angelegenheiten der direkten Besteuerung.

VII.

Dem Bezirkshauptmanne steht das Recht zu, in den ihm vorhehaltenen
Geschäftszweigen den exponierten Beamten als Hilfsorgan zur Besorgung der
nötigen Vorarbeiten zur Vornahme von Lokalerhebungen und allen anderen
Amtshandlungen heranzuziehcn, welche er ihm in der Eigenschaft eines in aus¬
wärtiger Verwendung stehenden Beamten der Bezirkshauptmannschaft zu über¬
tragen zweckmäßig erachtet.

4 .
Märkte , Aufstellung von Berkaufsständen.

Zirkular-Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 12. Ok¬
tober 1906, Z . Xa 1275/9 , Mag .-Abt. IX, 3649/06:

Nach Eingabe des Vereines der märktebesuchenden Kaufleute und des
Vereines zur Förderung des Kleingewerbesder österreichischen Monarchie
befaßen sich einige Personen mit der Aufstellung von Ständen auf den Märkten
in Niederösterreich in der Art, daß sie teils die Stände nur über Auftrag
der Gemeinde, der auch das Budenholz gehört, gegen Bezahlung aufstellen,
teils, daß sie das Material leihweise von Zimmerleuten auf eigene Rechnung
und Gefahr beziehen, die schon zugerichtetenTeile zusammennageln und dafür
von den Marktparteien einen Betrag einheben, welcher ihnen die Regie decken,
die Arbeit vergüten und einen Unternehmergewinn liefern soll.

Diese Tätigkeit stellt sich, nachdem sie weder die Merkmale der Handwerks¬
mäßigkeit noch die der Konzessionspflicht aufweist, als freies Gewerbe dar. In
diesem Sinne hat sich auch die n.-ö. Handels- und Gewerkammer aus¬
gesprochen.

Zwischen den beiden vorbezeichneten, aus Marktfieranten bestehenden
Vereinen, besteht wegen Vieser gewerbsmäßigen Aufstellung von Marktständen
ein Streit, dessen Ursache darin zu suchen sein dürfte, daß die bisher mit
dieser Aufstellung sich befassenden Personen als Vertrauensmänner der im Ver¬
eine zur Förderung des Kleingewerbes der österreichischen Monarchie vereinigten
Marktfierantengruppe dieser die besser gelegenen Marktstäude überlasten, während
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die im Vereine der märktebesuchenden Kausleute vereinigten Marktfieranten mit
den übrigen Ständen sich begnügen müssen.

Im Interesse einer unparteiischen Behandlung der märltebesuchenden
Geschäftsleute sind die marktberechtiglen Gemeinden aufznfordern , die Aus¬
stellung der Marklstände , jedenfalls aber die Vergebung derselben an die Be¬
werber selbst vorzunehmen , also die Stände den Marktparteien direkt durch
die Marktorgane avzuweisen (welcher Vorgang ganz bezüglich der Stände-
zuweisnng den Bestimmungen des Z 69 , G .-O . entspricht ), um aus diese Weise
einseitigen Begünstigungen bei der Vergebung der Stände vorzubeugen.

Gegen Personen , welche die Aufstellung von Marktständen gewerbs¬
mäßig betreiben , ohne dieses Gewerbe vor Antritt bei der Gewerbebehörde
angemeldet zu haben , ist strafweise vorzugehen und sind dieselben zur Gewerbe-
annieldung zu verhalten.

Dieser Erlaß ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften , den Wiener
Magistrat und die beiden Stadträte in Wiener Neustadt und Waidhofen a. d.
Mds behufs geeigneter weiterer Veranlassung.

5

Manschnrei , Berkehr.
Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 16 . Oktober

1906 , Z . IX 1534 , Mag .-Abt . XXII , 3386/06:
Nach einem dem k. und k. Ministerium des Äußern zngekommenen

Berichte des österreichischen Geschäftsträgers in Tokio ist zwischen den japanischen
Gouvernement von Kwantung und dem russischen Armee -Oberkommando in,
fernen Osten nunmehr ein Übereinkommen getroffen worden , demzufolge Aus¬
länder , welche innerhalb der oder durch die von japanischen oder russischen
Truppen besetzten Gebietsteile die Manschurei passieren wollen , sich hiezu die
Erlaubnis der betreffenden Behörden beschaffen und aiizumelden haben:
1. Name , 2 . Staatsangehörigkeit , 3 . Berns , 4 . eventuell Würden und Titel,
5 . Reiserichtung und Bestimmungsort . Das Übereinkommen ist bereits in Kraft
getreten.

Dieser Rund -Erlaß ergeht mit Beziehung auf das h. ä . Rund¬
schreiben vom 9. Mai 1906 , Z . IX , 1534 (zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums
des Innern vom 5 . Oktober 1906 , Z . 40032 ) an alle k. k. Bezirkshaupt-
mannschaften in Niederösterreich , an die k. k. Polizei -Direktion in Wien , an
den Wiener Magistrat , an die Stadträte in Wiener -Neustadt und Waidhofen
an der Ybbs.

«.
Zulassung von Eisenbahn Stiegeustufen des Hugo

Urbanek.

Erlaß des Wiener Magistrates vom 17 . Oktober 1907,
Mag .-Abt . XIV , Z . 3887/06:

In Erledigung des Ansuchens des Herrn Hugo Urbanek,  Stadtbau¬
meisters , Kagraner Reichsstraßc 138 , wird die Verwendung der von ihm er¬
zeugten Stiegenstufen aus Stampfbeton mit Eiseneinlagen für Hochbauten im
Gemeindegebiete von Wien unter folgenden Bedingungen als zulässig erklärt.

1. Die Stufen aus Stampfbeton mit Eiseneinlagen werden sowohl zur
Herstellung von Stiegen , bei denen die Stufen beiderseitiges Auflager erhalten,
als auch zur Herstellung freitragender Stiegen , letztere jedoch nur in Wohn¬
gebäuden oder anderen Baulichkeiten , bei denen die Stiegen keine größere zu¬
fällige Belastung als 400 kg für das Quadratmeter zu tragen haben , zuqe-
laffen.

Die freie Länge von beiderseits eingemauerten oder unterstützten Stufen
darf nicht mehr als 2 w , jene der freitragenden Stufen nicht mehr als 15 m
betragen.

2 . Herr Baumeister Hugo Urbanek  hat als Erzeuger der Stiege,i-
stufen deren Herstellung zu leiten und zu überwachen und für die klaglose und
diesen Bedingungen entsprechende Ausführung der Stufen , sowie für deren
genügende Tragfähigkeit auch nach Ablieferung und Einmauerung die volle
Haftung zu übernehmen . Für die fachgemäße Einmauernng der Stufen hat
jedoch der den Bau leitende Bauführer allein zu haften.

3 . Die beabsichtigte Verwendung dieser Stufen ist in den Baugesuch-
Plänen auszuweisen und in diesen das Stufenprofil samt den Eiseneinlageu
ersichtlich zu machen.

4 . Der Beton , ans dem die Stufen hergestellt werden , ist aus gutem,
abgelagerten nicht treibenden Portlandzement im Mischungsverhältnisse von
nicht weniger als einem Volnmteile Zement zu drei Volnmkeilen reinen,
reschen, kantigen Sandes und feinen Schotters in gleicher Güte wie bei den
Probestufen zu erzeugen.

Die Eiseneinlage muß aus bestem Flußeisen , und zwar au dem dem Zuge
unterworfenen Teile der Stufe , möglichst entfernt von der neutralen Achse,
wenigstens aus vier Nundstäben von nicht weniger als 10 ww Durchmesser
oder aus Quadrateisen von mindestens demselben Querschnitte bestehe», welche
durch eine zweite Lage aus wenigstens 3 mm birken Stäben winkeirecht zu
kreuzen sind.

Bei freitragenden Stiegenstnfen sind an Stelle der vorstehend geforderten
Einlage von wenigstens vier Nuudeiseu mit 10 mm Durchmesser in der Zug¬
zone sieben Rundeisen n 8 mm Durchmesser anzuorduen.

Beide Stablagen sind an den Kreuzuugsstellen durch Eisendrähte zu ver¬
binden . Die Entfernung der in der Längenrichtung der Stufen ungeordneten
Stäbe soll nicht mehr als rund 80 mm , jene der Querstäbe nicht mehr als
150 mm betragen . Nach Bedarf sind auch in der Druckjchichte der Stufen
Eiseneinlagen anzuordnen.

Die Eiseneiulagen müssen vollkommen regelmäßig verteilt und an dem
zur Einmauerung bestimmten Stufenende ohne wesentliche Beschädigung der
Stufen zu sehen sein.

5 . Das Profil und die Eiseneinlagen der Stufen find so zu wählen , daß
jede einzelne stufe mindestens eine fünffache Bruchsicherheit besitzt, wobei die
zufällige Belastung mit 400 kg für das Quadratmeter zu bemessen ist.

Die freitragenden Stufen haben einen vorderen Falz von wenigstens
2 om und eine rückwärtige Schräge von wenigstens 5 cm zu erhalten und
sind ans eine Länge von 25 dm gut einzumauern.

6 . Jede Stufe muß mit einem Fabrikszeichen und einem Stempel ver¬
sehen sein, ans welchem auch nach dem Versetzen noch die Zeit der Erzeugung
leicht feftgestellt werden kann . Die Stufen dürfen nicht früher als zwei Monate
nach der Erzeugung znm Baue geliefert werden.

Schadhafte Stufen dürfen nicht auf Bauten geliefert oder dort versetzt
werden.

Dem Sladlbauamte bleibt das Recht Vorbehalten , die Herstellung der
Stufen an der Erzeugungsstelle zu überprüfen.

7 . Anläßlich der vom Stadtbauamte vorznnehmenden Rohbaubestchtigung
werden die Stiegenstufen einer Überprüfung unterzogen , und bleibt es dem
Amte Vorbehalten , die einwandfreie Herstellung , den erreichten Härtegrad und
die genügende Tragfähigkeit durch besondere Versuche festzustellen , und zwar:

a) Durch Belastungsproben , bei denen die fertige Konstruktion höchstens einer
gegenüber der zugrunde zu legenden Belastungsaunahme zweieinhalbfacher
Inanspruchnahme unterzogen werden darf,

d ) Durch stichprobenweise Bruchproben , zu denen di- nötigen Ersatzstück- vom
Bauführer beizustellen sind . Behufs rechtzeitiger Herstellung von Ersatz¬
stücken hat der Bauführer jedesmal beim Stadtbauamte anzusragen , ob
und in welchem Umfange solche Proben geplant werden.

Bei den Proben dürfen sich bei Belastung mit dem zweifachen Eigen¬
gewichte und dreifacher Nutzlast keine die Tragfähigkeit und den Bestand ge¬
fährdenden Haarriss - zeigen und darf der Bruch nicht früher als bei Be¬
lastung mit vierfachem Eigengewichte und fünffacher Nutzlast (im obigen Sinn -)
entstehen.

Diese Erprobungen können auch mit Zustimmung des Stadtbauamles
einer amtlichen Prüfungsanstalt übertragen werden.

Fallen diese Erprobungen ungünstig aus oder entsprechen diese Stufen
nicht den obigen Vorschriften , so sind die beanständeten , beziehungsweise , wenn
es die Baubehörde verlangt , alle Stufen vom Baue zu entfernen und durch
andere zu ersetzen.

Die Kosten aller Erprobungen hat der Bauführer zu tragen.
Die Abänderung oder Ergänzung obiger Vorschriften , sowie die Zurück¬

nahme der Bewilligung bleibt Vorbehalten.

Die beigebrachten Zeichnungen und Berechnungen , sowie das Beton-
musterstück werde » dem Sladlbauamte zur Verwahrung übermittelt.

7 .
Zulassung einer Betoneisenderke , genannt Patent-

Unionderke.

Erlaß des Wiener Magistrates dom 19 . Oktober 1906
Mag -Abt . XIV , Z . 3329/06 :

In Erledigung des Ansuchens des Herrn Heinrich S ch e IN f i l, k. k.
Oberbaurates und Baumeisters , I ., Plankengasse 7 , wird die Verwendung der
von ihm hergestellten Patent -Uniondecke bei Hochbauten im Gemeindegebiete
von Wien unter folgenden Bedingungen als zulässig erklärt:

1. Die beabsichtigte Ausführung ist in den Konseusplänen auszuweisen.
Diese , beziehungsweise deren Beilagen haben zu enthalten:

Die Gesamtanordnung , die zur Beurteilung der Konstruktion erforder¬
lichen Dctailzeichnnngen , die Belastnngsannahmen , den Ursprung und die Be¬
schaffenheit der zum Beton verwendeten Baumaterialien , sowie die statische
Berechnung der Konstruktion.

2 . Die Bau - und Einzelpläne und Berechnungen sind vom einem be- ^
hördlich autorisierten Zivil - oder Bau -Ingenieur , behördlich autorisierten Zivil-
Architekten oder von einem Baumeisterzu unterfertigen , welcher die Ausführung
der Konstruktion zu leiten und zu überwachen und für die klaglose Herstellung
und für die der Berechnung entsprechende Tragfähigkeit der Konstruktion die volle
Haftung zu übernehmen hat.

3 - Zur Herstellung darf nur langsam bindender , absolut volumenbeständiger
Portlantzement , vollkommen reiner , scharfkörniger Sand und Schotter , reines
Wasser und bestes Flußeisen verwendet werden.

4 . Bei der statischen Berechnung sind, was die Ermittlung der äußeren
und inneren Kräfte betrifft , die in den vom preußischen Ministerim der öffent¬
lichen Arbeiten herausgegebenen „ Bestimmungen für die Ausführungen von Kon¬
struktionen aus Eisenbeton bei Hochbauten " enthaltenen Leitsätze, sowie das dort
angegebene Rechnungsverfahren auzuwenden.
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Als zulässige Spannungen haben zu gelten:

Zug Druck Schub

Kilogramm per Quadralzentimer

Beton
Eisen

0
1000

so
750

Die berechnete Haftspaunung darf 4 ir§ per Quadratzentimeter nicht
überschreiten.

Im übrigen gelten für die zulässigen Beanspruchungen , für die der
Rechnung zugrunde zu legenden B -laftungsannahmen und für die Eigen¬
gewichte der Baumaterialien die vom Österreichischen Ingenieur - und Architekten¬
vereine ausgestellten Normen.

5 . Die Herstellung der Konstruktionen darf nur unter entsprechender Auf¬
sicht durch geschulte Arbeitslente erfolgen . Das Zumessen der Materialien bei
Herstellung des Betons hat mittels entsprechender Meßgefäße zu erfolgen.

Bei Frostwetter darf nicht betoniert werden.
Bis zur genügenden Erhärtung des Betons sind die Bauteile gegen die

Einwirkung des Frostes und gegen vorzeitiges AuStrocknen zu schützen. Vor
dem Ausschalen ist zu sehen , ob der Beton genügend erhärtet ist.

Die seitliche Schalung vom Betonbalken und die Schalungen von Decken¬
platten bis zu 1 50 in Spannweite dürfen frühestens nach 14 Tagen , die
übrige » Schalungen frühestens nach 21 Tagen vom Schluffe des Einstellungs¬
tages ab gerechnet , entfernt werden . Eine Belastung von Betondecken und
Stützen darf frühestens 28 Tage nach Fertigstellung erfolgen . Über die An¬
fertigung der Eisenbetonkonstruktionen ist am Baue ein Tagebuch zu führen
und stets zur Einsichtnahme bereit zu halten.

6 . Anläßlich der vom Stadtbauamte vorzunehmenden amtlichen Rohbau»
bcfichtigung werden die Eisenbelonkonstrnktionen einer Besichtigung unterzogen.
Es bleibt hiebei dem Stadtbauamte Vorbehalten , die einwandfreie Herstellung,
den erreichten Härtegrad und die genügende Tragfähigkeit durch besondere Ver¬
suche sestzustellcu , und zwar:

a.) Durch Belastungsprobe » , bei welchen die fertige Konstruktion höchstens
einer gegenüber der zu Grunde gelegten Belastnngsannahme doppelten
Inanspruchnahme unterzogen werden darf.

b ) Durch stichprobenweise vorzunehmende Bruchvroben , zu welchen die
nötigen Ersatzstücke vom Bauführer beizustellen sind . Es wird dem Bau¬
führer vom Stadtbanamte behufs rechtzeitiger Herstellung von Ersatz¬
stücken nach Erteilung des Baukonsenses Uder dessen Anfrage mitgeteilt
werden , ob und inwieweit solche stichprobenweise Bruchproben beabsichtigt
werden.

o) Durch Festigkeitsproben des Betons und Eisens , welche durch eine amt¬
liche Prüfungsaustalt veranlaßt werden , welche von der betreffenden
Konstruktion entnommene Probestücke zugesandt werden . Die Kosten solcher
Erprobungen hat der Bauführer zu tragen.
Bei den Proben dürfen sich bei Belastung mit dem 1 ^ fachen Eigen¬

gewichte und L^ facher Nutzlast (das Gewicht des Fußbodens und der Be¬
schüttung inbegriffen ) keine die Tragfähigkeit und den Bestand beeinträchtigenden
Haarrisse zeigen und darf der Bruch erst bei Belastung mit dem dreifachen
Eigengewichte und vierfacher Nutzlast (im obigen Sinne ) entstehen.

Bei den vorzunehmenden Festigkeitsproben muß der Beton eine Druck¬
festigkeit von mindestens 150 ÜA per Quadratzenlimeter besitzen, wobei voraus¬
gesetzt wird , daß die Probe erst nach mindestens 28tägiger Erhärtung aus-
gesührt wird . Fallen die Erprobungen ungünstig aus , so sind die betreffenden
Konstruktionen , beziehungsweise wenn es das Stadtbauamt verlangt , alle
Eisenbetonronstruktionen des Baues zu entfernen und durch stärkere zu ersetzen
oder , wenn dies in fachgemäßer Weste möglich ist, zu verstärke » .

7 . Es ist vom Bauführer Vorsorge zu treffen , daß die Eisenbetonkon¬
struktionen bei dem inneren Ausbau des Gebäudes nicht geschwächt oder
beschädigt werden (z. B . durch Einstemmen von Löchern und Schlitzen für
Rohrleitungen u . dgl . an ungeeigneter Stelle ).

In Wohngebäuden haben die Decken unter dem Fußbodenbelage eine
Uberschüttung von mindestens 8 em Höhe zu erhalten , welche in der Regel
insbesondere dort , wo Polsterhölzer liegen , mindestens 8 em hoch sem muß
und nur dann , wenn die Deckenoberfläche eine wechselnde Höhe ausweilt , dort
wo keine Polsterhölzer liegen , schwächer, aber nie unter 5 om hoch sein darf.

8 . Das Mischungsverhältnis des Betons darf im ungünstigsten Falle
500 Portlandzement zu 1 Sand und Schotter (1 Volumenteil Zement
und 3 Bolumenteile Sand und Schotter ) betragen.

9 . Die Vereinigung des Zugeisens und des bogenförmigen Obergurt¬
eisens darf nur ober dem Deckenauflager , nicht aber in der nicht unterstützten
freien Länge der Balken stattfinden.

10 . Die untere Deckenschalung ist erst dann aufzubringen , wenn die
Decke vollkommen ausgelrocknet und insbesondere auch die unter dem Beton
eingebetteten Balken trocken sind.

11 . Die Abänderung und Ergänzung , beziehungsweise Zurücknahme dieser
Bewilligung bleibt Vorbehalten.

Die Protokolle , Berechnungen und Pläne werden dem Stadtbauamte zur
Verwahrung übermittelt.

8 .

Privatgeschäftsvermittlnng.
Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den VIII . Bezirk

vom 20 . Oktober 1906 , Z . 20194/06:
Das k. k. Handelsministerium hat laut Erlasses vom 27 . September 1906,

Z . 26757 , dem Rekurse des E . L. gegen die Entscheidung der k. k. n .-ö. Statt¬
halterei vom 4 . Juli 1906 , Z . I a-2168/1 , mit welcher dem Genannten die
Konzession zur Privatgeschäftsvermittlnng mit der Berechtigung zum Betriebe
der Vermittlung von Kauf , Verkauf und Tausch von land - und forstwirtschaft¬
lichen Gütern und Realitäten , von Produkten der land » und forstwirtschaftlichen
Produktion und ihrer Nebengewerbe , Plazierung von land - und forstwirtschaft¬
lichem Personal und zur Vermittlung von Hypothekardarlehen mit dem Stand¬
orte in Wien . VIII . Bezirk , Josefsgaffe 14 , mangels eines Bedarfes nach
einem neuen derartigen Unternehmen verweigert wurde , aus dem Grunde der
angefochtenen Entscheidung keine Folge zu geben befunden.

Insofern der Genannte sich mit der Vermittlung des Kaufes , Verkaufes
und Tausches von Produkten der land - und forstwirtschaftlichen Produktion
und ihrer Nebengewerbe gewerbsmäßig zu befassen beabsichtigt , wird er diesen
Betrieb als freies Gewerbe anzumelden haben.

»
Zulassung von Wänden aus hochkantig gestellten

Ziegeln mit Nut und Feder.
Erlaß des Wiener Magistrates vom 24 . Oktober 1906,

Mag .-Abt . XIV , Z . 5640/06:
In Erledigung des Ansuchens des Herrn Georg De ms kl , Baumeister,

IX ., Günthergaffe 3 , wird die Herstellung von Wänden aus hochkantig gestellten
Hochziegcln mit Nut und Feder (Normalformat 6 5 X 14 X 29 om ) zur
Abtrennung einzelner Wohnungsbestandteile (jedoch nicht zur Trennung von
Wohnungen ) und zur Abtrennung von Geschäftsräumen bei Hochbauten im
Gemeindegebiete von Wien unter folgenden Bedingungen als zulässig erklärt:

1 . Die Wände dürfen nur eine lichte Höhe von nicht mehr als 4 -50 m
und eine lichte Weite von nicht mehr als 6 m erhalten.

2 . Die Ziegel müssen die Form des vorgelegten Musterziegels besitze» .
Zur Trennung von Wohnungsbestandteilen dürfen poröse Ziegel , zur

Trennung von Geschäftsräumen müssen jedoch Ziegel , welche hinsichtlich ihrer
Güte gut gebrannten Mauerziegeln entsprechen , verwendet werden.

Bei den zur Abtrennung von Geschäftslokalen bestimmten Wänden darf
nur Mörtel ans Portlandzement oder Schlackenzement verwendet werden.

Bei den Abteilungswänden in Wohnungen kann verlängerter Portland¬
oder Schlackeuzementmörtel mit Zusatz von einem Drittel Weißkalk verwendet
werden.

3 . Die Ausführung der Wände hat in sorgfältiger Weise zu erfolgen
und sind hiebei die Stoß - und Lagerfugen mit Mörtel satt auszufüllen.

Bei dem Zusammenstöße mit anderen Mauern ist für eine sorgfältige
Verbindung mit diesen , bei Türen und Fenstern für eine Absteifung der an¬
schließenden Manerteile vorzusorgen.

4 . Die Mauern müssen in jedem Stockwerke durch Träger , Gewölbe
oder durch mindestens 15 em starke Mauern unterstützt sein und dürfen keiner
Belastung auSgesetzt werden.

5 . Die Abänderung und Ergänzung obiger Bedingungen , eventuell die
gänzliche Zurücknahme dieser Bewilligung bleibt Vorbehalten.

Der beigebrachte Musterziegel ist im Sladlbauamte zu verwahren.

1«.
Genosseuschaftsjagd - Verpachtungen ; jagdstatistische

Daten.

Rund -Erlaß der k. k. u .-ö. Statthalterei vom 25 . Oktober
1906 , Z . Xu -1970/3 , Mag .-Abt . IX , 3881/06:

Zufolge Erlasses des Ackerbauministeriums vom 13 . Oktober 1906,
Z . 31744/6533 , werden die unterstehenden politischen Behörden I . Instanz
angewiesen , von jeder Ausschreibung der Verpachtung von Genoffenschafts¬
jagden im Versteigerungswege , unter Bekanntgabe der Feilbietungsbedingniffe
behufs Ermöglichung einer größeren Publizität derselben dem Niederösterreichischen
Jagdschutzvereine in Wien , I ., Herrengaffe 4 und dem Wiener Jagdklub in
Wien , I ., Schauflergaffe 6, selbst Mitteilung zu machen , beziehungsweise die
Jagd -Ausschüsse aufzufordern , diesen beiden Vereinen eine derartige Mitteilung
zukommen zu lasten.

Weiters sind die Jagd -Ausschüsse einzuladen , die von diesen Vereinen
ihnen Ankommenden Formularien für Jagdstatistik behufs Förderung der jagd¬
lichen Bestrebungen dieser Vereine auszufüllen.

Im Falle unbefriedigender Ausfüllung dieser Formularien durch die
Jagd -Ausschüsse haben die politischen Behörden I . Instanz den genannten
Vereinen über ihr Ansuchen di- erforderlichen Mitteilungen jagdstatistischer Art
auf Grund der eigenen Vormerkungen zukommen zu lasten.

Dieser Erlaß ergeht an alle Bezirkshauptmannschaften , den Wiener
Magistrat und die beiden Stadträte in Wiener -Neustadt und Waidhofen an
der Ibbs.
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11 .
Ausfertigung von Arbeitsbüchern.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 26. Oktober 1906, Mag .-Abt. XVII, 7146/06 (Normalien¬
blatt des Magistrates Nr . 77) :

Anläßlich eines speziellen Falles hat die k. k. n.-ö. Statthalterei unterm
29. August 1906, Z. ln -2663 Mag.-Abt. XVII/7146) an ein magistratisches
Bezirksamt folgenden Erlaß gerichtet:

„Mit Enischcidung vom 8. August 1906, Z. 11717, hat das magistratische
Bezirksamt als Politische BehördeI. Instanz dem Ansuchen des I . S . um
Ausstellung eines Arbeitsbuches für seine Tochter Irma S . mit der Bezeichnung
„Damenkleidermachergehilfin" keine Folge gegeben, weil Irma S . nur eine
konzessionierte Lehranstalt für Kleidermachen, Maßnehmen und Schnittzeichnen
besucht und somit das Gewerbe nicht in einer der Bestimmung des Z 14 der
Gewerbeordnung entsprechenden Weise erlernt hat. Gleichzeitig hat jedoch das
Bezirksamt sich zur Ausfertigung eines Arbeitsbuches mit der Bezeichnung„Hilfsarbeiterin" bereit erklärt.

Über den hiegegen von I . S . eingebrachten Rekurs findet diek. k. Statt
Halterei die angefochienesEntscheidung zu beheben, weil nachH80 der Gewerbe¬
ordnung Arbeitsbücher von derG em ei n deb ehör de des Aufenthaltsortes
des Bewerbers auszufertigen sind, über vorliegendes Ansuchen aber das
Bezirksamt als politische Behörde 1. Instanz  entschieden hat.

Bemerkt wird, daß einerseits gemäß dem Erlaffe des k, k. Ministeriums
des Innern vom 1. April 1886, Z. 366 nach dem Gesetze die Ausstellung
des Arbeitsbuches nicht an die Bedingung des Vorhandenseins eines Lehr-
zeugniffes geknüpft ist, andererseits nach Z 80 u der Gewerbeordnung das
Arbeitsbuch bloß die Beschäftigung  des Hilfsarbeiters kennzeichnen muß.

Die Gemeindebehörde ist daher nicht berufen, bei Ausfertigung eines
Arbeitsbuchesüber die rechtliche Qualifikation eines Hilfsarbeiters zu urteilen,
sondern hat in der betreffenden Rubrik lediglich dessen Beschäftigung
einzutragen.

Das Bezirksamt wird daher der Irma S . ein Arbeitsbuch mit der
Bezeichnung„Franenkleidermacherin" auszufolgen haben.

Die Forderung des formellen Nachweises der Erlernung des Gewerbes
war Vorliegendenfallsumsoweniger begründet, als das Frauenkleidermacher¬
gewerbe unter diê Bestimmung des § 14, Abs. 8 der Gewerbeordnungfällt"

Durch diese Sta .thalterei-Entscheidung erscheinen di: Magistrats-Direktions-
Erläffe vom 7, April 1893, Z. 333 (abgedruckt in der Beilage zum Amtsblatt:
o: 1893 „Verordnungen re." IV, 14) und vom 15. Oktober 1901, M.-D. 2811
außer Kraft gesetzt.

12 .
Bestellung eines Honorär -General -Konsnls der

Republik Paraguay.
Erlaß der k, k. n.-ö. Statthalterei vom 27. Oktober 1906

Z . IX-2325, Mag .-Abt. XXII, Z . 3461:
Seine k. u. k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster Entschließung

vom 15. September laufenden Jahres dem österreichischen Staatsangehörigen
Hirsch  in Wien die Annahme des ihm verliehenen Postens eines Honorar-

General-Konsuls der Republik Paraguay in Wie» allerhöchst zn bewilligen und
dem bezüglichenB-st-lluugsdiploine die AllerhöchsteExequatur huldreichst zn
erteilen geruht. °

Genannte wird daher in seiner amtlichen Stellung anzuer-
I».

Bestellung eiues kaiserlich russischen General -Konsuls
in Wien.

Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 27. Oktober 1906
Z . IX-2961, Mag .-Abt. XXII , 3482/06:

Seine .k. und̂ k. Apostolische Majestät haben mit AllerhöchsterEnt-
schließung vom 21. September 1906 dem Bestallnngsdiplome des zum kaiserlich
russischen General-Konsul in Wien ernannten kaiserlich russischen Kolleqieuratcs
reün Islavine  das Exequatur huldreichst zu erteilen geruht.

Der Genannte wird daher in seiner amtlichen Eigenschaft anzuerkennen sein.

14

Gcwerberechtliche Behandlung der Anfertigung von
Bauplänen , Fassaden, Architekturzeichnungen re.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R. Weiskirchner
vom 31 . Oktober 1906, Mag .-Abt. XVII, 7224/06 (Normalien¬
blatt des Magistrates Nr . 79) :

Anläßlich eines speziellen Falles, in welchem ein Ansuchen um die Kon¬
zession für die Anfertigung von Bauplänen, Skizzen, Fassaden und Kosten¬

voranschlägen derk. k. n.-ö, Statthalterei im Sinne des Staatsministerial-Erlaffes
vom 28. Februar 1863, Z. 2306 zur Entscheidunq vorgelegt wurde, hat die

Oberbeborde mit dem Erlasse vom 18. Oktober 1906, Z. I a-2999/1
(M, Abt. XVII 7224) nachstehendes anher eröffnet:
- « tatthalterei hatte dend, a. Bericht dem Handelsministeriummit

L '>m Weisung,hinsichtlich der Behandlung des Partei-inschreitensm.t
^ daß nach Ansicht der Statlhallerei Hi7r wohl von

U'cht die Rede sein könne, ebensowenig von einer Privat-
geschaftsvermiltlung' sondern der Betrieb als freies Gewerbe zu behandeln wäre.
1906 « 67931^ .»? ^ / ' k- Handelsministerium mit Erlaß vom 4. Oktober
1906 E 703 be m d . G. H. E. vom 28. Februar

N- E. eröffnet, daß d,e Anfertigung von Bauplänen,
,raffadkii, Architekturzelchnungen und dergleichen als die Ausübung einer schönen
Kunst, demnach in Gemäßheit des Art. V, lit. o des Kundm.-Pat rur G O
-Mällioe ^ ""^ eordnung nicht unterliegende, ohne behördlich/ JngerenzMassige Tätigkeit angesehen werden müsse. ^ ^ »

Andererseitserscheine es fraglos, daß die bezeichnet- Tätiakeit mit ru Ken
Befugnigeu der behördlich autorisiertenPrivat,echniker gehört (8 2 Slaats-
m.nisterml-Vdg vom 11. Dezember 1860, Z. 36413 und 8 7 der Mim Vda
vom8. November 1886, Z. 8152), sowie daß dieselbe wegen des Zusammenhanges
mit der Ausführung von Bauten einen Bestandteil der Berechtigung der kon-
z-ssionwrten Baugewerbe,reibenden(Bau-, Maurer- und Zimm-rmeffier) bilde.

E Rede stehende Beschäftigung nicht als freie Kunst
ausgeubt werden will, sondern eine auf behördlicher Jngerenz beruhende Be-
rechligung hiefur angestrrbt wird, könne diese Berechtigung nur im Weae der
Au°r.s°.,on als beh. aut. Privaltechuiker oder im Wege der Kokons

Diese letztere Rechtsanschauungund die sich aus ihr ergebende Sckluk-
folgerung, dag die in Rede stehende Tätigkeitj als freies Genwrbe nicht anqe^
melde werd -n kann , decke sich mit dem Inhalte des Norm^
Ministeriums des Innern vom 28 . Februar 1899 , Z . 4768 .*)

. , könne im Hinblicke auf die ständige Judikatur des Verwaltunas-
betreffend den begriff der Privalgeschäftsocrmittlung, nach welcher

als Pr.vatgescha lsverm.tt-uug nur die Vermittlung, das ist die A°.bah.mng
Ordnung und der Abschluß von anderen als Handelsgeschäftenzwischen

^ " d? ^ e n somit für fremde Rechnung verstanden werden kann
(Budw.nS, Nr. 2394- 85, 2567- 85, 10083- 96, 2010- 903 2012- 903
N 'Svom 22 «k ^ -mber,I905. Z. 10100. vom 12 OktoberL
Z. 10938̂ vom 22. November I90o. Z. 12667), an der in dem eben zitierten
Normal-Erlaffe zum Schluffe zum Ausdrucke gebrachten Anschauung daß d^
gewerbsmab'g- entgeltliche Anfertigung von BanMien und dergleiche.s für
dritte Auftraggeber eventuell(auch den Gegenstand einer Privatgeschäfts-
Vermittlung bilden könne, nicht mehr, festgehallen werden." ^ ^

Hrevon setze ich die städtischen Ämter in Kenntnis.

II. Ulminitwlikkiiilmmigrii.
AlaMrat:

15 .

Borlage der Ansuchen um Anweisung des höheren
Taggeldes oder des höheren Kanzlisten - Monats¬

bezuges.
Erlaß des Bürgermeisters Dr . Karl L u e g er vom 16. Oktober

1906, M .-D. 3332,06 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 78) :
Nach Z 5 des Diurnisten- und Kanzlisten-Normales (Gem-indecats-

Beschluß vom 21. März 1902, Z. 14738/01) haben die Diurnisten und Kanzlisten,
die in den Genuß des höheren Taggeldes  oder des höheren
Monalsbezuges  vorrücken wollen, ein schriftliches Ansuchen im Dienst-
Wege emzubringen.

Um eine einheitliche und übersichtliche Form der Vorlage dieser Ansuchen
zu ermöglichen, ist̂ künftig folgender Vorgang einzuhalten:

Die Einbringung eines förmlichen Gesuches hat zu entfallen, das Ansuchen
ist vielmehr, ähnlich wie dies gegenwärtig schon bei den Ansuchen um Triennien
u. s. w. der Fall ist, unter Verwendung einer neu aufgelegten, im gemeinsamen
Expedite erhältlichen Drucksorte  zu stellen.

Der Gesuchstellec hat nur im Betreff seinen Zunamen und Tauf-(Vor-)
Namen und die Diensteszuteilung zu schreiben, denssvorgedruckten Text ent¬
sprechend auszusüllen und seine Unterschrift beizusetzen'.

Der unmittelbare Amtsvorsteher (Magistrats . Abteilungs-
Vorstand, .Bczirksamtslciter, Rechnungs-Departement-Leiter, Bezirksvorsteher
u. s. w.) hat, ohne daß der Akt bei ihm protokolliert würde, seine Äußerung
aus die betreffende Drucksorle anschließend an das Ansuchen zu schreiben und
das ausgefüllle Formular der Magistrats-Direktion bezw. der Direktion der
Stadtbnchbaltung vorzulegen.

') Siehe Mag.-Bdg.-Bl. a. d. I . isgg, iv, S . 32.
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In jenen Fällen , in welchen der Gesuchsteller nicht während desganzeu
zu seiner Vorrückung erforderlichen Zeitraumes dem gegenwärtigen Amtsvor¬
steher zugeteilt war , hat sich letzterer im kurzen Wege (mittels Dienstzettels
oder dgl .) mit den früheren Auitsvorstehern des betreffenden Diurnisten oder
Kanzlisten ins Einvernehmen zu setzen und unter Bedachtnahme auf deren Gut¬
achten seine Äußerung so abzugeben , daß aus derselben klar hervorgeht , wie
sich der Gesuchsteller während der ganzen sür die Vorrückung erforderlichen
Zeit verwendet hat , insbesondere ob seine Dienstleistung eine vollkommen
zufriedenstellende war oder nicht.

Welchen Amtsvorstehern der Gesuchsteller während des betreffenden Zett¬
raumes zugewiesen war , ist aus der Rückseite des in Verwahrung des jeweiligen
letzten Amtsvorstehers befindlichen Katasterblaltes zu entnehmen.

1«.

Zentralisierung der Amtshandlungen über Zessionen,
Berbote und Vollmachten städtischer Kontrahenten.

Erlaß des Magistrats-Direktors Dr. R. Weiskirchner
vom 31. Oktober 1906, M.-D. 3211/06 (Normalicnblatt des
Magistrates Nr. 80) :

Mit dem h. ä. Erlasse vom 29 . Dezember l90t , M . D . 3603 (Normalien -
blatt Nr . 87 ei 1904 , Mag .-Vdg .-Bl . ex 1905 , Seite 6) wurde angeordnet,
daß vom 1 . Jänner 1905 an tue von der Stadtbuchhaltung adjustierten , bei
der städtischen Hauptkaffa zahlbaren Rechnungen städtischer Kontrahenten zur
Beisetzung des Zahlungsauftrages grundsätzlich an die Magistrats -Abteilung II
zu leiten sind.

Gleichzeitig habe ich mir eine Zentralisierung der Amtshandlungen übek
Berbote und Zessionen sowie über Vollmachten hinsichtlich der Auszahlung von
Konlrabentenrechnungen Vorbehalten.

Seit dem Jahre l902 hat jede Magistrats -Abteilung bezüglich der ihr
zugewieseneu Angelegenheiten alle  Amtshandlungen zu besorgen , insbesondere
bei allen für die Zwecke ihres Geschäftsbereiches erforderlichen Baulichkeiten
sämtliche auf diese sich beziehenden Angelegenheiten durchzusllbreu . Aus dieser
Dezentralisierung der früher meist im Magistrals -Devartemenl IV behandelten
Hochbauagenden hat sich ergeben , daß nunmehr viele Kontrahenten von ver¬
schiedenen Magistrats -Abteilungen Arbeiten übertragen erhalten uud es kommt
sehr häufig vor , daß Baugewerbetreibende gleichzeitig z. B . Schulbauten,
Arbeiten für das Versorgungsheim , Marktbauten und schließlich kurrente Arbeiten
auszuführen haben.

Wenn nun ein Baugewerbetreibcnder einzelne oder alle Forderungen , die
er an die Gemeinde hat , zediert oder wenn diese in Exekution gezogen werden
oder bezüglich deren Behebung eine Vollmacht ansgestellt wird , so ergeben sich
Schwierigkeiten in Hinsicht der Zuteilung der Akten und es wird häufig , je
nach dem zufälligen Umstande , ob die eine oder andere Arbeit in der be¬
treffenden Eingabe genannt ist, der bezügliche Akt dieser oder jener Abteilung
zugewiesen ; auf diese Weise kann es leicht Vorkommen , daß eine unliebsame
Verzögerung in der Vormerkung der Zession oder des Verbotes bei der Haupt¬
kaffa eintritt.

Es ergibt sich demnach die Notwendigkeit einer Zentralisierung
dieser Agende ; am zweckmäßigsten erscheint die Zentralisierung in der Magi¬
strats -Abteilung II , schon deshalb , weil ihr ja auch die Vidierung der
Rechnungen obliegt und sie daun auch möglichst rasch in Kenntnis allsälliger
Zahlnngsverhindrrungen gelangt.

In Ergänzung des eingangs bezogenen Normalerlaffes ordne ich daher
an , daß vom 1. Jänner 1907 angefangen alle Z e s s i o n e n , V e r b o t c
und Vollmachten,  soweit sie sich aus städtische Kontrahenten beziehen , der ^
Magistrats - Abteilung  II zur weiteren Amtshandlung zugeteilt werden

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte im Jahre 1006
publizierten Gesetze und Verordnungen.

Nr . 201 . Kundmachung der Ministerien der
Finanzen und des Handels vom 11. September 1906,
betreffend die Errichtung einer Zollexpositur mit Hafen - und Seesanitätsdienst
in Salvore.

Nr . 202 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 28 . September 1906 , beircffend die Errichtung einer Zoll-
expositnr in Burma.

Nr . 20S . Verordnung des Finanzministeriums !
cinverständlich mit den Ministerien des Handels und j
der Justiz vom 4. Oktober 1906 , betreffend eine Änderung
der örtlichen Zuständigkeit der k. k. Finanzprokuraturs -Expositur in Krakau
anläßlich des Baues von Wasserstraßen.

Nr . 204 Verordnung der Ministerien des Acker¬
baues , des Handels , des Innern und der Finanzen
vom 8. Oktober 1906 , womit die Miuisterial-Verordnung vom
! . Mai 1906 , R .-G .-Bl . Nr . 90 , betreffend die Zollabfertigung der Pferde
im Verkehre nach dem Deutschen Reiche, abgeändert wird.

Nr . 20 ». Verordnung des Ministeriums für
Kultus und Unterricht im Einvernehmen mit dem
Ackcrbauministerium und dem Ministerium des Innern
vom 4. Oktober 1906 , womit die ZZ 12, 18, 22, 31 und 32 der
Ministerial -Verordiiung vom 7. November 1898 , R .-G .-Bl . Nr . 202 , betreffend
die Einführung theoretischer Staatsprüfungen für das knlturtechnische Studium
au der k. k. deutschen technischen Hochschule in Prag abgeändert werden.

Nr . 201 ». Verordnung des Ministeriums für
Kultus und Unterricht im Einvernehmen mit dem

! Ackerbauministerium und dem Ministerium deS Innern
vom 4. Oktober 1906 , womit die§8 12, 18, 22, 31 und 32 der
Ministerial -Berordnung vom 4 . September 1892 , R .-G .-Bl . Nr . 167 , betreffend
die Einführung theoretischer Staatsprüfungen sür das kulturtechnische Studium
an der k. k. böhmischen technischen Hochschule in Prag abqeändert werden.

Nr . 207 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 11. Oktober 1906 wegen teilweiser Abänderung der Bollzugs-

l bestimmungen , betreffend das Überweisungsverfahren mit versteuertem Bier,
Branntwein , Mineralöl und Zucker.

Nr . 20H . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 12. Oktober 1906 , betreffend die Errichtung eines Nebenzoll¬
amtes I . Klaffe am Bahnhofe in Roßbach und einer Expositur dieses Amtes
an der Straße gegen Ebniath , Auslastung des Nebenzollamtes I . Klaffe Roßbach
und der Ausagepostens Ebmath.

Nr . 200 Verordnung der Ministerien der
Finanzen und des Handels vom 18. Oktober 1906,
betreffend eine Ergänzung der Erläuterungen zum Zolltarife wegen Zoll-
behandlung von hölzernen Souvenirartikeln.

Nr . 210 . Verordnung des Finanzministeriums
! vom 22. Oktober 1906 , betreffend die Zulassung von Weizen- oder
^ Roggenkleie als Denaturierungsmittel für den zur Fütterung von Tieren
^ steuerfrei zu verwendenden Zucker.

Nr . 211 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 23 . Oktober 1906 , betreffend die Errichtung eines Hauptzoll-
amtes in Dornbirn.

Nr . 212 . Gesetz vom 31. Oktober 1906 , betreffend
die Erwerbung des einheitlich konzessionierten Hauptbahnnetzes und der Lokal¬
bahnen der Kaiser Ferdinands -Nordbahn , sowie der Ostrau -Friedländer Bahn
durch den Staat.

Nr . 21 s . Verordnung der Ministerien der
Finanzen und des Handels vom 30. Oktober 1906,
betreffend die Zulässigkeit der Abgabe von mündlichen Zollerklärungen bei der
Wareneinfuhr.

Nr . 214 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 1. November 1906 , betreffend die Errichtung einer Zollamts-
sxpvsitur am Bahnhofe in Spalako.

Nr . 215 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 2. November 1906 , betreffend di- Errichtung einer Zollamts¬
expositur im Budapester Hafen der Ungarischen See - und Flußschiffahrts-
Aktiengesellschafr.

Nr . 2 »6 Kundmachung des Eisenbahnministerinms
vom 30 . Oktober 1906 , betreffend die Konzessionierung einer mit
elektrischer Kraft zu betreibenden schmalspurigen Kleinbahn vom Fuße des
Birglberges zur Virglwarte in Zwölsmalgreien (Virglbahn ) .

Nr . 217 . Erlaß des Finanzministeriums vom

amtes in Bielitz zur Kreditierung fälliger Einsuhrszollbeträge.
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